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gen dazu dienen, den Einfluß einer deutlich erhöhten Flächen­
belastung zu studieren. Die Aufwandmenge an Atrazin betrug 
dabei 4 kg/ha. Die Bodensäulen wurden, um eine ausreichend 
hohe Evaporation zu erzielen, am unteren Säulenende ange­
staut. Die Beregnung betrug hier 50, 37,5 und 18,75 mm, 
jeweils zweimal wöchentlich. 
Es zeigte sich, ähnlich wie bei der geringeren Aufwand­
menge, bei gleichem Beregnungsvolumen ein verzögertes Ver­
sickerungsverhalten, wenn die Beregnung in kleinen Schritten 
aufgegeben wurde. 
Bei der niedrigsten Menge von wöchentlich 2 x 18,75 mm 
erhielten wir nur sporadisch einige Befunde im Bereich der 
Bestimmungsgrenze. Bemerkenswert ist, daß trotz stärkeren 
kapillaren Aufstiegs die beobachteten Konzentrationen allge­
mein unproportional höher sind als bei Einsatz von 1,2 kg/ha. 
Es erweist sich also, daß die Sorptionskapazität des Bodens 
mit 4 kg Atrazin pro Hektar schon erheblich überschritten 
ist. 
Dieser Effekt wird in einem weit höheren Maße erkennbar, 
wenn die Belastung des Bodens infolge „punktförmigen Wirk­
stoffeintrags" weiter ansteigt. Die in unseren Versuchen ein­
gesetzten 10 g Wirkstoff pro Quadratmeter sind als Modell der 
Flächenbelastung eines „Entsorgungsfalls" in der Praxis 
sicherlich noch vergleichsweise gering. In Abbildung 3 werden 
die Resultate in Form von Summenkurven dargestellt. Bei 
Normalanwendung (1,2 kg/ha) und 100 mm täglicher Bereg­
nung über 63 Tage wurden etwa 64 % ( entsprechend 240 µg) 
der aufgegebenen Atrazinmenge mit dem Sickerwasser ausge­
tragen; eine weiter steigende Tendenz ist praktisch nicht mehr 
erkennbar. Bei 100 kg/ha waren es nach 90 Tagen unter den 
gleichen Bewässerungsbedingungen fast 90 % , entsprechend 
18 mg Atrazin, und die Tendenz war immer noch deutlich 
steigend. 
Da mit einem nennenswerten Abbau im Boden bei Auftre­
ten dieser hohen Konzentrationen nicht zu rechnen ist, muß 
also davon ausgegangen werden, daß mit 10 g verschüttetem 
Atrazin beinahe 100 000 Kubikmeter Grundwasser auf eine 
Konzentration von 0,1 µg Wirkstoff pro Liter gebracht werden 
können. 
Das Beispiel verdeutlicht, wie wichtig es ist, dem Anwender 
von Pflanzenschutzmitteln wirksame Verfahren zur schad­
losen Beseitigung von Abfällen und den unvermeidbar anfal­
lenden Spülflüssigkeiten in die Hand zu geben. 
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Mitteilungen 
Die Abteilung für Pflanzenschutzmittel und 
Anwendungstechnik der Biologischen Bundesanstalt 
gibt bekannt: 
Antragsvordruck BBA AP-01 .. 
Die Vorlage des Antragsvordruckes BBA AP-01 nach auf weniger als 
10 Jahre befristet erteilten Zulassungen auf der Grundlage des 
Antragsvordruckes BBA AP-01-05 ist derzeit nicht erforderlich. Aus 
verschiedenen Gründen hat es sich aber als notwendig erwiesen, einen 
Antrag auf weitere Zulassung zu stellen, wenn eine Zulassung für 
weniger als 10 Jahre erteilt wurde. 
Für diesen Antrag auf weitere Zulassung ist ein Vordruck in Vorbe­
reitung, der bei der Firma Pigge Lettershop GmbH (ehern. ACO­
Druck) zu beziehen sein wird. Der Termin für das Erscheinen des 
Vordruckes wird in diesem Nachrichtenblatt bekanntgemacht. 
Bis dahin bitte ich den Vordruck BBA AP-16 zu verwenden, der 
allen Antragstellern mit Rundschreiben AP 40-50-00 Wr/Ev vom 
28. April 1989 zugeleitet wurde. 
Die Antragsteller werden in ihrem eigenen Interesse gebeten, den
Vordruck sorgfältig auszufüllen und bei der Übersendung der Unter­
lagen, deren Fehlen zu einer Befristung der Zulassung auf weniger als 
10 Jahre geführt hat, die Hinweise in der Richtlinie I, 1-2 zu beachten. 
Welche Unterlagen für die weitere Zulassung erforderlich sind, kann 
in der Regel dem Begleitschreiben zum Zulassungsbescheid entnom­
men werden. Wenn diese Unterlagen bereits zu einem anderen 
Antrag eingereicht wurden, ist die Angabe der Kenn-Nummer des 
Antrages sowie des Einreichdatums erforderlich. 
H. LYRE (Braunschweig)
Richtlinien für die amtliche Prüfung von Pflanzenschutz­
mitteln, 18. Lieferung 
Erschienen ist die 18. Lieferung mit folgenden sechs Einzelrichtlinien: 
Teil II, 22-1.4: Fungizide gegen Botrytis cinerea an Reben 
Teil IV, 3-8: Prüfung des Rückstandsverhaltens 
Teil VI, 23-2.2.1: Auswirkung auf Trichogramma cacoeciae 
Teil VI 23-2.1.5: Auswirkung auf Coccinella septumpunctata 
Teil VI, 23-2.1.7: Auswirkung auf Syrphus corollae 
Teil VII, 1-1.1.7: Merkmale Nebelgeräte 
Die Richtlinien sind bei der Firma Pigge Lettershop, Postfach 11 43, 
3300 Braunschweig, Tel. (05 31) 5 52 36, zu beziehen. 
Der Preis beträgt DM 4,- für acht Druckseiten zuzüglich Mehrwert­
steuer, Porto und Verpackung bei Mindestabnahme im Warenwert 
von DM 20,-. Ursula SCHÖNYAN (Braunschweig) 
Pflanzenschutzmittel-Verzeichnis 1989/90 
Folgende Teilverzeichnisse sind erschienen: 
Teil 3 Weinbau Preis DM 8,50 
Teil 4 Forst Preis DM 9,-
Teil 5 Vorratsschutz Preis DM 8,50 
Die Verzeichnisse sind bei der Firma Pigge Lettershop, Postfach 
11 43, 3300 Braunschweig, Tel. (05 31) 5 52 36, zu beziehen. 
Die Preise verstehen sich zuzüglich Mehrwertsteuer, Porto und 
Verpackung. W. KOCH (Braunschweig) 
Nachrichtenbl. Deut. Pflanzenschutzd. (Braunschweig) 41. 1989 
Erregerdifferenzierung bei der Prüfung von Fungiziden 
gegen Lagerfäulen und Lagerschorf an Kernobst 
Gemäß der BBA-Richtlinie für die Prüfung von Fungiziden gegen 
Lagerfäulen und Lagerschorf an Kunobst (10--14) kann die Wirksam­
keit von Fungiziden gegen beide Krankheiten im gleichen Versuch 
untersucht werden. Wegen der Unterschiedlichkeit der Erreger beider 
Krankheiten sieht die Richtlinie jedoch vor, daß die Krankheitssym­
ptome zum Teil zu unterschiedlichen Zeitpunkten, jedoch auf jeden 
Fall getrennt voneinander erfaßt und berichtet werden. Abzugrenzen 
ist der aus verschiedenen Erregern bestehende Komplex der Lager­
fäulen einerseits und des Lagerschorfs auf der anderen Seite, außer­
dem gegenüber nichtparasitären Krankheitssymptomen, also solchen 
mit physiologischen Ursachen (z. B. Stippe). 
Diese Differenzierung der Krankheitserreger und -ursachen wird 
zwar in der eingangs genannten Richtlinie eingehend beschrieben. Bei 
der Vielzahl der zu beurteilenden Parameter kommt es jedoch sowohl 
bei der Befallserfassung als auch bei der Berichterstattung der Ergeb­
nisse zu Mißverständnissen, die die Interpretation der Daten erschwe­
ren. Zwar ist für die Berichterstattung der Daten im Zulassungsver­
fahren ein bestimmtes Formblatt nicht vorgeschrieben, und es bleibt 
somit im Prinzip jeder Prüfstelle vorbehalten, wie sie die Ergebnisse 
darstellt. Generell wird jedoch von den Prüfstellen nach wie vor das 
frühere Formblatt der Biologischen Bundesanstalt als Leitlinie für die 
Strukturierung der Daten verwendet. Offenbar haben sich aber bei 
dessen interner Vervielfältigung Änderungen ergeben, die zu Mißver­
ständnissen führen. So bezieht sich die dort vorgesehene Angabe des 
Anteils befallener und nichtbefallener Früchte allein auf den Lager­
fäulebefall. Unter „nichtbefallene Früchte" zählen also auch diejeni­
gen Früchte, die durch Lagerschorf und Stippe befallen oder auf 
andere Weise physiologisch erkrankt sind. Andererseits sind unter 
,,befallene Früchte" somit die Hauptlagerfäuleerreger Gloeosporium, 
Botrytis, Penicillium und „Sonstige" anzugeben, wobei im letzteren 
Fall offenbar Nectria eine immer größere Rolle spielt. Tritt eine der 
unter dieser Rubrik zusammengefaßten Gattungen besonders deutlich 
auf, so sollte sie als Fußnote oder unter „Bemerkungen" benannt 
werden. Hinzuweisen ist auch noch einmal besonders darauf, daß die 
vor dem eigentlichen Versuchsbeginn zur Bekämpfung von Blatt- und 
Fruchtschorf sowie gegen Apfelmehltau eingesetzten Fungizide unter 
,,Bemerkungen" anzugeben sind. J. MARTIN (Braunschweig) 
Literatur 
Deutsches Weinbau-Jahrbuch 1989. Herausgegeben von Prof. u. Dir. 
a. D. Dr. Bruno GöTZ, Staufen/Brsg., und Prof. Dr. Waldemar 
MADEL, Ingelheim/Rhein. 40. Jahrgang. Waldkircher Verlagsgesell­
schaft, 7808 Waldkirch i. Br., Preis DM 10,50. ISBN 3-87-885-191-X. 
In ihrer Rückschau auf 40 Jahre Deutsches Weinbau-Jahrbuch heben 
die Herausgeber hervor, daß der Umfang dieses Fachorgans und die 
Anzahl der veröffentlichten Beiträge ständig angestiegen sincj. Uqi 
sich bei der Besprechung des vorliegenden Jahrganges 1989 nicht der 
Oberflächlichkeit schuldig zu machen, schien es angebracht, eine 
Auswahl von Aufsätzen, die allgemeines Interesse beanspruchen kön­
nen, näher zu betrachten. Damit sollten die übrigen Aufsätze nicht als 
uninteressant und weniger wichtig abqualifiziert werden. So bleiben 
Artikel, die regionale Bedeutung haben, die spezielle technische 
Probleme erörtern und die bestimmte Sorten und bestimmte Pflanzen­
schutzmittel behandeln, ohne Kommentar. 
H. BECKER stellt die Frage, wohin der Weg der deutschen Reben­
pflanzguterzeuger geht. B. ist seit vielen Jahren Vorsitzender des 
Verbandes Deutscher Rebenpflanzguterzeuger. Dieser Umstand 
begründet Erfahrung und gewährleistet Sachkompetenz. B. attackiert 
mit Vehemenz die nach seiner Meinung verfahrene deutsche Wein­
baupolitik, welcher er die Schuld an der gegenwärtigen schwierigen 
Lage der Pflanzguterzeuger (Erhaltungszüchter und Rebenveredler) 
anlastet. Sie verfolgt eine Extensivierung des Weinbaues (Stichworte: 
Reduktionsbrache, Vorruhestandsregelung und Betriebsaufgabe). Da 
diese Entwicklung vorauszusehen war, haben die führenden Kräfte 
des Verbandes der Rebenpflanzguterzeuger schon vor Jahren eine 
Reduzierung der heimischen Veredlungskapazitäten gefordert. Trotz-
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dem kann die jetzige Situation mit einem einzigen Satz umschrieben 
werden: Wir haben nach wie vor zuviel Pfropfreben. Die Konsequenz, 
die daraus zu ziehen ist, lautet: Nur die Anpassung an den Markt kann 
die Krise lösen, denn, anders als auf dem Weinsektor, sind die 
deutschen Pflanzguterzeuger als Folge des spezifischen Sortenspek­
trums noch immer alleine auf dem deutschen Pfropfrebenmarkt. Es 
muß also eine allgemeine, radikale Drosselung der Veredlungskapazi­
tät durchgesetzt werden, wenn nicht die andere Alternative, nämlich 
die Aufgabe von Veredlungsbetrieben, notwendig werden sollte. (In 
Frankreich ist die Anzahl der Rebenveredlungsbetriebe in den letzten 
20 Jahren stark zurückgegangen.) Die derzeitige Nervosität und Exi­
stenzangst der Rebenveredler wird erst endgültig dann beseitigt wer­
den können, wenn Angebot und Nachfrage auf dem deutschen Reben­
markt ausgeglichen worden sind. 
Durch die erfolgte Festlegung von Hektarhöchsterträgen soll in 
erster Linie eine Uberproduktion an Wein und dem damit verbunde­
nen Preisverfall entgegengetreten werden. Weiterhin wird damit eine 
Anhebung der Weinqualität angestrebt. Zur Erreichung beider Ziele 
wird der Praxis ein „defensiver" Rebschnitt empfohlen. W. H!LLE­
BRAND stellt die Frage, ob ein kurzer Anschnitt das beste Mittel zu 
Begrenzung der Erntemenge bzw. zur Einhaltung eines gesetzlich 
vorgeschriebenen Hektarhöchstertrages sei. H. verneint diese Frage 
und meint, daß das Ausdünnen des Traubenansatzes der bessere Weg 
sei, da die damit zu erreichende Ertragsregulierung in eine Zeit 
verschoben wird, in der die zu erwartende Erntemenge genau beur­
teilt werden kann. Trotzdem: Hektarhöchsterträge führen nach Mei­
nung von H. nicht automatisch zu einer Verbesserung des Mostge­
wichts, da Jahreswitterung und Lage den Einfluß des Ertrages auf die 
Qualität überdecken können. 
Zur Problematik des Wasserschutzes bei der Anwendung von Pflan­
zenschutzmitteln im Weinbau äußert sich G. SCHRUFT: ,,Der Schutz 
des Wassers vor Schadstoffeintrag ist nicht nur aus Gründen der 
Trinkwassererhaltung und -versorgung der Bevölkerung zwingend 
notwendig. Vergiftetes Wasser verseucht auch den Boden und beein­
flußt damit das Pflanzenwachstum und die menschlichen und die 
tierischen Nahrungsprodukte." Aufgrund der neuen Verordnung über 
Anwendungsverbote für Pflanzenschutzmittel (Pflanzenschutzanwen­
dungsverordnung) vom 27. Juli 1988 dürfen ab 1. September 1988 alle 
Rebschutzmittel mit Wasserschutzauflagen grundsätzlich nicht mehr 
in Wasserschutzgebieten und Heilquellenschutzgebieten zur Anwen­
dung kommen. Der Winzer muß auf allen Ebenen tatkräftig mithel­
fen, das Wasser als Oberflächenwasser und als Grundwasser sauberzu­
halten, genauso wie er den Wein im höchsten Maße rein erzeugen und 
anbieten will. Die wassernahen Weinberge erfordern besondere Auf­
merksamkeit bei der Auswahl der Rebschutzmittel. 
Die Biologische Bundesanstalt und die Hersteller von Rebschutz­
präparaten fordern den Anwenderschutz, um Kontakt und Infiltration 
von Spritzbrühe zu verhindern. Die Anwender dieser Rebschutzprä­
parate stehen besonders der Schutzmaskenbenutzung sehr kritisch 
gegenüber: Am Hang und bei warmer Witterung erwarten sie durch 
die Maskenbenutzung unzumutbare körperliche Belastungen und 
Beanspruchungen, die zu Atemnot, Wärmestau und Herz-Kreislauf­
Überlastungen führen. In diesem Sinne widmet sich F. SCHNEKENBUR­
GER der Ermittlung von objektivierten Beanspruchungswerten, die 
auch der Ableitung von Dauer und Häufigkeit von Erholungspausen 
dienen sollen. Der Verfasser fordert, daß seitens der Arbeitsmedizin 
solche Werte festgelegt werden, die - soll der Anwender keinen 
Schaden erleiden - nicht überschritten werden dürfen. 
In den letzten Jahren sind viele der gebräuchlichen Rebschutzmittel 
als Folge gesetzlicher Bestimmungen weggefallen. A. DIETER stellt die 
Frage, ob der integrierte Pflanzenschutz im Weinbau nach Wegfall 
meistgebräuchlicher Mittel noch möglich ist. Er kommt zum Schluß, 
daß mit den zur Zeit noch amtlich zugelassenen Präparaten die 
Durchführung eines integrierten Pflanzenschutzes im Weinbau etwas 
schwieriger geworden ist, unmöglich jedoch nicht. In umfangreichen 
Versuchen konnte festgestellt werden, daß bei genauester Beachtung 
eines Warndienstes und der Wahl geeigneter Rebschutzmittel die Zahl 
der Behandlungen von bisher 8 bis 10 auf 4 bis 6 herabgedrückt 
werden konnte. Dabei sind zehn Merkpunkte erarbeitet worden, die 
D. im einzelnen aufführt und die vom Winzer sorgfältig beachtet 
werden müssen. Es gibt keinen Zweifel daran, daß die Beachtung 
dieser Regeln äußerste Sorgfalt und ein breites Wissen voraussetzt,
denn die Basis des integrierten Pflanzenschutzes bleiben optimale
Kulturmaßnahmen. Man spricht daher richtiger vom „integrierten
Weinbau", den anzustreben unbedingt erforderlich ist.
Ansonsten kann sich der Leser des Deutschen Weinbau-Jahrbuches 
1989 orientieren über: 
Erfahrungen mit der Kieinterrassierung in der Ortenau/Baden, W. 
KöNJNGER; 
Nachpflanzen in älteren Rebanlagen - Beschreibung einer erfolgrei­
chen Methode, E. MEINKE; 
